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dann, wenn der Anspruchsgegner den Vollbeweis dafür 
erbringt, dass sich die dem unrichtig prospektierten 
Sachverhalt innew ohnenden Risiken nicht realisiert 
haben oder ohne Einfluss auf die eingetretene Börsen­
preism inderung geblieben sind; W iderlegung der Kausa­
litätsverm utung des § 46 Abs. 2 Nr. 1 BörsG a.F. nur im 
Falle des Nachweises, dass der Erwerbsentschluss im je ­
weiligen Einzelfall durch den fehlerhaften Prospekt nicht 
beeinflusst wurde

OLG Dresden 15.6.2020 5 U 452/20 Zur Gesetzlichkeitsfiktion im Hinblick auf W iderrufsbe­
lehrung, wenn bei einem Verbraucherdarlehensvertrag 
aus dem Juli 2015 die Widerrufsinformation dem Muster 
der Anlage 7 zu Art. 247 § 6 Abs. 2 und § 12 Abs. 1 
EGBGB in der zwischen dem 13. Juni 2014 und 20. März 
2016 geltenden Fassung entspricht
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Bundesgerichtshof 14.1.2021 IX ZB 27/18 Zu den M aßstäben für die Bemessung der Vergütung

eines nur mit der Prüfung einer Insolvenzforderung b e­
auftragten Sonderinsolvenzverwalters

Bundesgerichtshof 14.1.2021 IX ZB 94/18 V ergütungsanspruch eines Mitglieds des G läubigeraus­
schusses nur für die Tätigkeit nach seiner Bestellung; 
Höhe der Vergütung gemäß den für das Mitglied gege­
benen Umständen, keine Bemessung mit einem Bruchteil 
der Vergütung des Insolvenzverwalters; Einfluss von 
Qualifikation und Sachkunde auf den Stundensatz bei 
einer juristischen Person, soweit es notwendig war, sich 
durch eine besonders qualifizierte Person vertreten zu 
lassen
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Bücherschau

Zur erfolgreichen Übermittlung einer (elektronischen) 504 
Kopie in Form eines Telefaxes, einer Fotokopie oder 
eines Scans als V oraussetzung der Heilung eines Zustel­
lungsm angels gemäß § 189 ZPO ausreichend; keine H ei­
lung bei mündlicher Ü berlieferung oder einer h an d ­
schriftlichen oder maschinenschriftlichen Abschrift des 
zuzustellenden Originals

Zur (Un-)Zumutbarkeit der Benutzung des besonderen 508 
elektronischen Anwaltspostfachs zur Übermittlung der 
Berufungsbegründung an das Berufungsgericht, w enn 
am A bend des Ablaufs der Berufungsbegründungsfrist 
eine Übermittlung per Telefax aus von der Prozessbevoll­
m ächtigten des Berufungsklägers nicht zu vertretenden 
G ründen scheitert (Defekt des gerichtlichen Em pfangs­
gerätes) und diese mit der aktiven Nutzung des besonde­
ren elektronischen Anwaltspostfachs nicht vertraut ist
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